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(2) Die Strafverfolgung von Verbrechen nach § 220a 
(Völkermord) und die Vollstreckung von Strafen 
wegen Völkermordes (§ 220a) verjähren nicht.

§67
(1) Die Strafverfolgung von Verbrechen, die nicht 

in § 66 Abs. 2 genannt sind, verjährt in
1. dreißig Jahren, wenn sie mit lebenslanger Frei­

heitsstrafe bedroht sind,
2. zwanzig Jahren, wenn sie im Höchstmaß mit 

Freiheitsstrafe von mehr als zehn Jahren bedroht 
sind,

3. zehn Jahren, wenn sie mit einer geringeren Frei­
heitsstrafe bedroht sind.

(2) Die Strafverfolgung von Vergehen, die im 
Höchstbetrag mit einer längeren als dreimonatigen 
Freiheitsstrafe bedroht sind, verjährt in fünf Jahren, 
von anderen Vergehen in drei Jahren.

(3) Die Strafverfolgung von Übertretungen ver­
jährt in drei Monaten.

(4) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an wel­
chem die Handlung begangen ist, ohne Rücksicht auf 
den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges.

(5) Mit der Verjährung der Strafverfolgung erlischt 
auch die Befugnis, auf Grund der Tat Maßregeln der 
Sicherung und Besserung anzuordnen.

§84
Ausschluß der Verjährung für Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte 

und Kriegsverbrechen
Verbrechen gegen den Frieden, die Menschlichkeit 

und die Menschenrechte und Kriegsverbrechen unter­
liegen nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Verjährung.

§82
(1) Die Verfolgung einer Straftat verjährt,

5. wenn eine schwerere Strafe als zehn Jahre Frei­
heitsstrafe angedroht ist, in fünfundzwanzig Jahren.

4. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren an­
gedroht ist, in fünfzehn Jahren;

1. wenn eine Strafe ohne Freiheitsentzug oder 
Haftstrafe angedroht ist, in zwei Jahren;

2. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren an­
gedroht ist, in fünf Jahren;

3. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren an­
gedroht ist, in acht Jahren;

(3) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an wel­
chem die Straftat beendet ist. Die Verjährungsfrist 
wird nach der für die Straftat angedrohten schwersten 
Strafe bestimmt.

(2) In besonderen Fällen kann im Gesetz die Ver­
jährungsfrist verkürzt werden.

§68
(1) Jede Handlung des Richters, welche wegen der 

begangenen Tat gegen den Täter gerichtet ist, unter­
bricht die Verjährung.

(2) Die Unterbrechung wirkt nur gegenüber dem­
jenigen, auf den sich die Handlung bezieht.

(3) Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Ver­
jährung.


